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RECHTSANWÄLTE

RUNKEL RECHTSANWÄLTE Mittelstr. 20-24 . 50672 Köln

KuV24 GmbH
Karlstr. 99
89073 Ulm

Köln, den 16. 02. 2023
Akz. : 42390/22 JS/rr

Insolvenzverfahren UNBIND GmbH
Gerichtsaktenzeichen: 70k IN 300/22
ihrZeichen: -Pl, 7S(. S06l-cl&^3

Sehr geehrte Damen und Herren,

in obiger Angelegenheit zeige ich an,^ dass^das Amtsgericht^o^mi^Be^h^^
1no!oD2g2e02^züuümcüAl;te^cTn 70klN 300/2^^^^^
^u^ru^en"Genan'nten"e'röffnet und mich als Insolvenzverwalter ernannt hat. Eine

^opiedes'Beschlusses füge ich diesem Schreiben als Anlage bei.

Die in dem Beschluss genannten Term^ejund^en^fu^d^A^^^nzfor^erun^en'sow1eadie" erste Gläubigerversammlung_(_B^htete^
vb^eunc'Ebaecn'so^e<rw^e Fchauf'das'mder Anlage beigefügte gerichtliche Merkblatt
sowie das Formular zur Forderungsanmeldung.

Soweit Sie als Gläubiger im Verfahren eine Forderung zurlnsolvenztabelle anmelden
wollend bitte'ich unbedmgt um Beachtung folgender Hinweise:

£ansTnlsdoefr^zgericht hat für dje Anmeldungje^^d^n^de^g^ne^Fr^
bis;3zu'm"1o!o4'. 2023l gesetzt. "Forderungen "können auch noch nachtra9^zur
^^e'angeume1der^erd~e^'In'der Regeles t dann^n_weiter^
fuanlgs'temi're rforderlich;fu'r'den eine zusätzliche Gerichtsgebühr in Höhe von

z. Zt. 20, 00   erhoben wird.

lc^tte Sie, ihre Anmeldung entweder mittels deMhnen^hfolge^d^e^
^n^^lN^ber'unserG tä^nfomn^^^^^^l^^^^wuJw.mnke^'nwaeJte^e'oder in Schreibmaschinenschr^b^gu^l^
li'c'h' au7dem"beiKiST?ormular vorzunehmen^ Alle ihr^Angaben^stijtze^
d^°u^ndliche^ Beweisstücke und Belege sowie V^streckungs unteren
^^^'^^^^^^, ^;, S^^ST^^

^demam"in~dedesAnmeldevorgangs_auszudruckende^^d^^un^
^ner^en 'Formular in'Kopie'beizufügen^ Fall^^S^ ̂ ^^^ ^^^
^de^'ng^Urteil, ''Vdlstreck'u'ngsbescheid, gerichtl^
^^S bitte'ich'um'Über^ungdesOriginaltitel^^^d^jtig^^^
teitaung"an' "das Tnsolvenzgericht (Rückgabe^ mcht .̂ öglic^B^^e^ng
dcutrclhaGlä'ubigerverti:eter"isYeine speziell auf das Insolvenzverfahren bezo-

Unter"T-" "'"kel-anwaelte. de finden Sie unsere Datenschutzhinweise

Telefon 0221 29299830
Telefax 0221 29299838
koeln@runkel-anwaelte. de

INSOLVENZBURO
Telefon 0202 7580845
Telefax 0202 311496

www. runkel-anwaelte. de

Hans P. Runkel
Fachanwalt für Insolvenz- u.
Sanierungsrecht

Norbert Weber

Manfred Zander
Fachanwalt für Arbeitsrecht

Sven Bader
Fachanwalt für Insolvenz- u.
Sanierungsrecht, Steuerrecht
Wolfram Schnurbusch
Fachanwalt für
Handels- u. Gesellschaftsrecht

Manfred Schulte
Fachanwalt für Insolvenz- u.
Sanierungsrecht

Robert Fliegner
Fachanwalt für Insolvenz- u.
Sanierungsrecht, Mediator
Dr. Jens Schmidt
Fachanwalt für Insolvenz- u.
Sanierungsrecht, Handels- u.
Gesellschaftsrecht, Mediator

Marion Rodine
Fachanwaltin für Insolvenz- u. Sanie-
rungsrecht, Bank-u. Kapitalmarktrecht,
Handels- u. Gesellschaftsrecht

Hardo Siepe
Fachanwalt für
Internationales Wirtschansrecht,
Miet- u. Wohnungseigentumsrecht

Dr. Karsten Kuhlemann

Henning F. Stapper
Johannes Glasmacher
Dr. Ermando Shuku, LL. M.

Lucas Jozwiak

Jan Blum

Dennis Fehst
Fachanwalt für Insolvenz- u.
Sanierungsrecht

Katharina Weise

WUPPERTAL
SOLINGEN
REMSCHEID
DÜSSELDORF
KÖLN
HERNE

/
InsOExceilence

Bankverbindung

Volksbank i. Bergischen Land
IBAN: DE54 3406 0094 4602 2754 99
SWIFT-BIC VBRSDE33XXX
Rechtsanwalt Dr. Jens Schmidt
als Insolvenzverwalter
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gene Vollmacht beizufügen.
Inhalt der Anmeldung

. Bei Geldforderungen ist der angemeldete Betrag als Gesamtsumme in EURO unter genauer
Angabe des Rechtsgrundes anzugeben.

. Sonstige Forderungen, die nicht auf Zahlung einer Geldsumme gerichtet oder deren
^bestiTnmUs^'sind'mit'dem (Schätz-)Wert in'EURO zur Zeit der Verfahrenseröffnung geltend zu
machen.

. Zinsforderungen bis zum Tag der Insolvenzeröffnung müssen betragsmaßig ab9erechnet^ver-
d'en"De7Tag-3er-lnsolvenzeröffnung darf nicht mitgezählt werden. zhssatz. und z^traum sin,d.ge;
nau z'u'"bez&chnen-undnachzuwersen. Werden höhere als die gesetzlichen Zinsen geltend
gemacht, ''ist'die'Zinshöhe durch Vorlage einer entsprechenden Bankbescheinigung nach-
zuweisen.

Der Prüfungstermin findet am 09. 05. 2023 vor dem Amtsgericht Köln, Luxemburger Straße 101, 50939 Köln, statt.

Im Prüfunastermin werden die angemeldeten Forderungen geprüft. Zu diesem Termin müssen Sie nicht e^rschej-
nen. Sofer3n" l h re "Forderung tm Prufungstermin bestritten oder vorläufig bestritten^wird, teilt Ihnen das hsolye n^-

"dies durch Übermittlung eines beglaubigten Auszuges aus der fabelle_mit. Soweit Ihre Forderung^voriäufig
Ses'tritten"wiFd"iaeschre ht"dies"weil in der kurzen, zur Verfügung stehenden Zeit eine abschließende Klärung

"n'i^rmögHch war.

' 

Das Ergebnis der endgültigen Prüfung wird dem Gericht recMzeitig^or^Absch^ß
desuVerfaahrenst m'itge3teiit. Über das endgültige Prüfungsergebnis erhalten Sie, sofem^sjn_einem ^ndg^lti^ ^e-
streiten"besteht, "ei^eut"Nachncht'von Seiten des Gerichts. Ich bitte daher, von Anfragen zum Grund des Be-

Streitens abzusehen, solange Ihre Forderung nur vorläufig bestritten wurde.

Sofern Ihre Forderung anerkannt und zur Tabelle festgestellt wird, findet grundsätzlich keine_ Benachrichtigung
sta'tt"ln"dies'em7ail'e'rha'lten'Sieerst-nach Abschluss des Verfahrens einen beglaubigten Auszug, der auch erst
dann von Seiten des Insolvenzgerichts erteilt wird.

Ihre Forderungen sind unter der Internetadresse http://www. runkel-anwaelte. de unter dem MenQpunkt "Gläubigerin-
formationssystem" mittels Ihrer

Pin GS 8XRY AUD7 LC5Y PFWN NKZV Z2XR K82W

einzusehen. Dort können Sie sich jederzeit über den Stand des Verfahrens und den Status Ihrer Forderung infor-
mieren.

Insoweit bitte ich, um Kosten zu vermeiden sowie im Interesse einer_beschleunigten Verfahrensabwicklung^von
schnftl'ichen oder"telefonischen Sachstandsanfragen abzusehen. Zu der Beantwortung solcher Sachstandsan^-

"besteht'a'rundsatzlich keine Verpflichtung. Sie "haben die Möglichkeit, sich in dem Berichtstermin gem^§iy
insa0'ausföhrlic^zu~informieren. Außerdem besteht in begründeten Ausnahmefällen die Möglichkeit der Aktenein-
Sicht beim zuständigen Insolvenzgericht.

Sofern auf Ihre Forderung eine Quote entfallt, werde ich Sie rechtzeitig und unaufgefordert unterrichten.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Jens Schmidt
Rechtsanwalt
Insolvenzverwalter

(Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig)
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- Abschrift -

70k IN 300/22

AMTSGERICHT KÖLN

BESCHLUSS

Über das Vermögen

der im Handelsregister des Amtsgerichts Köln unter HRB95555 eingetragenen UNBIND
GmbH. Lichtstr. 24, 50825 Köln, gesetzlich vertreten durch die Geschäftsführer Herrn
Thomas Mausbach, Herrn Dr. Claudia Huyskens und Herrn Benedikt Vincent

wird wegen Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung heute, am 10. 02. 2023, um 08:51
Uhr das Insolvenzverfahren eröffnet.

Die Eröffnung erfolgt aufgrund des am 07. 12.2022 bei Gericht eingegangenen Antrags
der Schuldnerin.

Zum Insolvenzverwalter wird ernannt

Rechtsanwalt Dr. Jens Schmidt, Mittelstraße 20 - 24, 50672 Köln, Telefon: 0221 292
998 30, Fax: 0221 292 998 38.

Forderungen der Insolvenzgläubiger sind bis zum 10.04. 2023 unter Beachtung des §
174 InsO beim Insolvenzverwalter anzumelden. Die Gläubiger werden aufgefordert,
dem Insolvenzverwalter unverzüglich mitzuteilen, welche Sicherungsrechte sie an
beweglichen Sachen oder an Rechten der Schuldnerin in Anspruch nehmen. Der
Gegenstand, an dem das Sicherungsrecht beansprucht wird, die Art und der



Entstehungsgrund des Sicherungsrechts sowie die gesicherte Forderung sind zu
bezeichnen. Wer diese Mitteilungen schuldhaft unterlässt oder verzögert, haftet für den
daraus entstehenden Schaden (§ 28 Abs. 2 InsO)

Wer Verpflichtungen gegenüber der Schuldnerin hat, wird aufgefordert, nicht mehr an
diese zu leisten, sondern nur noch an den Insolvenzverwalter.

Auf die Durchführung eines Berichtstermins wird gemäß § 29 Abs. 2 S. 2 InsO
verzichtet.

Stichtag, der dem Prüfungstermin (§§ 29, 176 InsO) entspricht, ist der

der 09.05.2023.

Bis zu diesem Zeitpunkt können die Gläubiger schriftliche Stellungnahmen bei Gericht
einreichen

. zur Person des Insolvenzverwalters,

zur Einsetzung, Besetzung und Beibehaltung des Gläubigerausschusses (§
68 InsO),

. zur Hinterlegungsstelle und zu den Bedingungen zur Anlage und
Hinterlegung von Geld, Wertpapieren und Kostbarkeiten (§ 149 InsO),
zur Zwischenrechnungslegung gegenüber der Gläubigerversammlung (§ 66
Abs. 3 InsO),

. zur Entscheidung über den Fortgang des Verfahrens (§ 157 InsO).

Die Tabelle mit den Forderungen und die Anmeldeunterlagen sowie der Bericht des
Insolvenzverwalters werden spätestens ab dem 19. 04. 2023 zur Einsicht der Beteiligten
auf der Geschäftsstelle des Amtsgerichts Köln, Luxemburger Str. 101, 50939 Köln.
Zimmer Nr. 1343 niedergelegt.

Ein schriftlicher Widerspruch, mit dem ein Beteiligter eine Forderung bestreitet, muss
spätestens am Prüfungsstichtag bei Gericht eingehen. Im Widerspruch ist anzugeben,
ob die Forderung nach ihrem Grund, ihrem Betrag oder ihrem Rang bestritten wird.

Haben Gläubiger vorgetragen, die Forderung stamme aus einer vorsätzlich
begangenen unerlaubten Handlung der Schuldnerin, aus einer vorsätzlich
pflichtwidrigen Verletzung einer gesetzlichen Unterhaltspflicht oder einer Steuerstraftat
des Schuldners nach §§ 370, 373 oder 384 der Abgabenordnung, so hat die
Schuldnerin im Widerspruch zusätzlich anzugeben, ob sie diesen Vortrag bestreitet.



Der Insolvenzverwalter wird beauftragt, die nach § 30 Abs. 2 InsO zu bewirkenden
Zustellungen an die Schuldner der Schuldnerin (Drittschuldner) sowie an die Gläubiger
durchzuführen (§ 8 Abs. 3 InsO).

Die im elektronischen Informations- und Kommunikationssystem erfolgten

Veröffentlichungen von Daten aus diesem Insolvenzverfahren einschließlich des
Eröffnungsverfahrens werden spätestens sechs Monate nach der Aufhebung oder der
Rechtskraft der Einstellung des Insolvenzverfahrens gelöscht.

Sonstige Veröffentlichungen nach der Insolvenzordnung werden einen Monat nach dem
ersten Tag der Veröffentlichung gelöscht.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Beschluss steht der Schuldnerin/dem Schuldner das Rechtsmittel der
sofortigen Beschwerde gem. § 34 Abs. 2 InsO zu. Die sofortige Beschwerde ist bei dem
Amtsgericht Köln, Luxemburger Str. 101, 50939 Köln schriftlich in deutscher Sprache
oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle einzulegen. Die Beschwerde kann auch zur
Niederschrift der Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichtes erklärt werden.

Die sofortige Beschwerde muss innerhalb von zwei Wochen bei dem Amtsgericht Köln
eingegangen sein. Dies gilt auch dann, wenn die Beschwerde zur Niederschrift der
Geschäftsstelle eines anderen Amtsgerichtes abgegeben wurde.

Die Frist beginnt mit der Verkündung der Entscheidung oder, wenn diese nicht
verkündet wird, mit deren Zustellung. Zum Nachweis der Zustellung genügt auch die
öffentliche Bekanntmachung. Diese gilt als bewirkt, sobald nach dem Tag der unter
www. insolvenzbekanntmachungen. de erfolgten Veröffentlichung zwei weitere Tage
verstrichen sind. Maßgeblich für den Beginn der Beschwerdefrist ist der frühere

Zeitpunkt.

Die sofortige Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses
sowie die Erklärung enthalten, dass sofortige Beschwerde gegen diesen Beschluss
eingelegt wird. Sie soll begründet werden.

Hinweis zum elektronischen Rechtsverkehr:

Die Einlegung ist auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die
elektronische Poststelle des Gerichts möglich. Das elektronische Dokument muss für
die Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 130a ZPO nach



näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des
elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische
Behördenpostfach (BGBI. 2017 l, S. 3803) eingereicht werden. Auf die Pflicht zur
elektronischen Einreichung durch professionelle Einreicher/innen ab dem 01. 01. 2022
durch das Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten
und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 05. 10. 2021 wird hingewiesen.
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www. iustiz. de.

Köln, 10.02.2023

Amtsgericht

Dr. Ulmer

Richter am Amtsgericht



Forderunasanmeldupq im Insolvenzverfahren

Anmeldungen sind stets nur an den lnsolvenzYerwalterzus^nd^, nK;M^^
'cmtte%elachtIen'Sie'auch~das gerichtliche Merkblatt zur Forderungsanmeldung.

Schuldner
UNBIND GmbH

Insolvenzgericht:
Amtsgericht Köln

Aktenzeichen
l 70k IN 300/22

Gläubiger

Genaue Bezeichnung des Gläubigers mit Postan-
schrift, bei Gesellschaften mit Angabe der gesetzli-
chen Vertreter

Bankverbindung

Geschäftszeichen

Gläubigervertreter

Die Beauftragung eines Rechtsanwalts ist
freigestellt. Die Vollmacht muss sich ausdrücklich
auflnsolvenzsachen erstrecken.

D Vollmacht anbei bzw. folgt umgehend

Geschäftszeichen

Angemeldete Forderungen
Jede selbständige Forderung ist getrennt anzuge^Re^h^^cuht^, ''s^lslnaddieweiter'e'n"Forderungen in einer Anlage nach dem folgenden Schema
aufzuschlüsseln.

Erste Hauptforderung im Rang des § 38 InsO (notfalls geschätzt)

'höchstens bis zum Tag vor der Eröffnung des Verfahrens^
0Prozentpunkten über

Basiszinssatz aus

  
seit dem

  
seit dem

Kosten, die vor der Eröffnung des Verfahrens entstanden sind

Summe

- |

~ l

Zweite Hauptforderung im Rang des § 38 InsO (notfalls geschätzt)

Zinsen, höchstens bis zum Tagvpr der Eröffnung des Verfahrens^
0Prozentpunkten über

Basiszinssatz aus

  
seit dem

la % aus

  
seit dem

Kosten, die vor der Eröffnung des Verfahrens entstanden sind

Summe

Anmeldeformular für das Insolvenzverfahren (Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Saarland), Stand 01. 07. 2014



Nachrangige Forderungen (§ 39 InsO)
Diese Forderungen sind nur anzumelden, wenn das Gericht ausdrücklich hierzu aufgefordert hat (§ 174
Abs. 3 InsO). Die gesetzliche Rangstelle ist durch Ankreuzen zu bezeichnen. Ab Nachrang 3 sind Zinsen
und Kosten gesondert anzugeben und der jeweiligen Hauptforderung zuzuordnen (vgl. § 39 Abs. 3 InsO).
1. D Nachrang des § 39 Abs. 1 Nr. 1
2. D Nachrang des § 39 Abs. 1 Nr. 2
3. D Nachrang des § 39 Abs. 1 Nr. 3
4. D Nachrang des § 39 Abs. 1 Nr. 4
5. D Nachrang des § 39 Abs. 1 Nr. 5
6. D Nachrang des § 39 Abs. 2
Zinsen (§ 39 Abs. 3) zu Nachrang 3 - 4 -5-6
Kosten (§ 39 Abs. 3) zu Nachrang 3-4-5-6
Summe der nachrangigen Forderungen

         

Abgesonderte Befriedigung unter gleichzeitiger Anmeldung des Ausfalls wird beansprucht.
Ja, Begründung siehe Anlage
Nein

B"

Die angemeldete Forderung soll von der Restschuldbefreiung gem. § 302 InsO aus folgedem Grund
ausgenommen sein
D Ja, die Verbindlichkeiten des Schuldners resultieren

aus einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung;
aus rückständigem gesetzlichen Unterhalt, den der Schuldner vorsätzlich pflichtwidrig
nicht gewährt hat;
aus einem Steuerschuldverhältnis, da der Schuldner in diesem Zusammenhang wegen
einer Steuerstraftat nach den §§ 370, 373 oder § 374 der Abgabenordnung rechtskräftig
verurteilt worden ist;

Der Rechtsgrund, aus dem sich ergibt, dass es sich nach der Einschätzung der anmeldenden
Gläubigerin oder des anmeldenden Gläubigers um eine der vorgenannten Forderungen des § 174
Abs. 2 InsO handelt, ist in der Anlage genannt/dargelegt.

n Nein
Grund und nähere Erläuterung der Forderungen (z. B. Warenlieferung, Miete, Darlehen,
Reparaturleistung, Arbeitsentgelt, Wechsel, Schadensersatz)

Als Unterlagen, aus denen sich die Forderungen ergeben, sind beigefügt (möglichst in zwei
Exemplaren):

(Ort) (Datum) (Unterschrift und evtl. Firmenstempel)

Bitte reichen Sie diese Anmeldung und alle weiteren Unterlagen immer in zwei Exemplaren ein.
Beachten Sie auch die Hinweise im gerichtlichen Merkblatt zur Forderungsanmeldung.

Anmeldeformular für das Insolvenzverfahren (Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Saarland), Stand 01. 07. 2014
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Merkblatt
zur Forderungsanmeldung im Insolvenzverfahren (§ 174 InsO)

Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens haben die Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger ihre Forderungen
bei der Insolvenzverwalterin oder bei dem Insolvenzverwalter anzumelden. Fehlerhafte Anmeldungen können
das Verfahren ver-zögern. Gläubigerinnen und Gläubiger sollten deshalb im eigenen Interesse die folgenden
Hinweise und die Angaben aufdem Anmeldeformular sorgfältig beachten. Nähere Einzelheiten ergeben sich
aus der Insolvenzordnung, insbesondere aus den §§ 38 - 52, 174-186 InsO. Rechtsauskünfte zu Einzelfragen
darf das Gericht nicht erteilen. Dies ist Sache der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notarinnen und
Notare sowie der zugelassenen Rechtsbeistände.

1. Forderungsanmeldung

Forderungen der Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger sind nicht beim Gericht, sondern bei der
Insolvenzverwalterin oder bei dem Insolvenzverwalter anzumelden. Ist eine Sachwalterin oder ein Sachwalter
bestellt (§ 270 InsO), so ist die Forderungsanmeldung dort vorzunehmen.
Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger sind Personen, die einen zur Zeit der Eröffnung des
Insolvenzverfahrens begrün-deten Vermögensanspruch gegen die Schuldnerin oder den Schuldner haben (§ 38
InsO).

2. Inhalt und Anlagen der Anmeldung

Bei der Anmeldung ist der Grund der Forderung anzugeben, damit die Insolvenzverwalterin oder der
Insolvenzverwalter sie überprüfen kann (z. B. Warenlieferung, Miete, Darlehen, Reparaturleistung,
Arbeitsentgelt, Wechsel, Schadenersatz). Sind die Gläubigerinnen oder die Gläubiger der Ansicht, eine
Forderung beruhe auf einer unerlaubten Handlung, aus rückständigen gesetzlichen Unterhalt, den die
Schuldnerin oder der Schuldner vorsätzlich pflichtwidrig nicht gewährt hat, oder aus einem
Steuerschuldverhältnis, sofern eine Steuerstraftat des Schuldner oder der Schuldnerin nach den §§ 370, 373
oder 374 der Abgabenordnung zugrunde liegt, so haben sie zu jeder dieser Forderungen, die sich gegen
natürliche Personen richten, die Tatsachen anzugeben, aus denen sich diese Einschätzung ergibt.
Alle Forderungen sind in festen Beträgen in inländischer Währung geltend zu machen und abschließend zu einer
Gesamt- summe zusammenzufassen.

Zinsen können grundsätzlich nur für die Zeit bis zur Eröffnung des Verfahrens (Datum des
Eröffnungsbeschlusses) ange-meldet werden. Sie sind unter Angabe von Zinssatz und Zeitraum auszurechnen
und mit einem festen Betrag zu benennen. Forderungen, die nicht auf Geld gerichtet sind oder deren Geldbetrag
unbestimmt ist, sind mit ihrem Schätzwert anzumel- den.

Forderungen in ausländischer Währung sind in inländische Währung umzurechnen, und zwar nach dem
Kurswert zur Zeit derVerfahrenseröffnung (§ 45 InsO).
Der Anmeldung sind die Beweisurkunden und sonstigen Schriftstücke beizufügen, aus denen sich die
Forderung ergibt. Bevollmächtigte von Gläubigerinnen und Gläubigem sollen der Anmeldung eine besondere
Vollmacht für das Insolvenz- verfahren beifügen.
Als Urkunde kann gem. § 174 Absatz 4 Satz 2 InsOauch eine elektronische Rechnung übermittelt werden. Auf
Verlangendes Insolvenzverwalters oder des Insolvenzgerichts sind Ausdrucke, Abschriften oder Originale von
Urkunden einzurei- chen.

3. Gläubigerinnen und Gläubiger mitAbsonderungsrechten

Gläubigerinnen und Gläubiger, die aufgrund eines Pfandrechts oder eines sonstigen Sicherungsrechts
abgesonderte Be-friedigung an einem Sicherungsgut beanspruchen können, sind Insolvenzgläubigerinnen und
-gläubiger, soweit ihnen die Schuldnerin oder der Schuldner auch persönlich haftet. Diese persönliche
Forderung können sie anmelden.

4. Nachrangige Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger

Eine Sonderregelung gilt für die sog. nachrangigen Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger (§ 39 InsO).
Nachrangige Forderungen sind u. a. die während der Verfahrenseröffnung laufenden Zinsen, die Kosten der
Verfahrensteilnahme, die Geldstrafen, Geldbußen, Ordnungsgelder und Zwangsgelder, die Forderungen auf
eine unentgeltliche schuldnerische Leistung oder auf Rückgewähr eines kapitalersetzenden
Gesellschafterdarlehens oder gleichgestellter Forderungen.
Solche nachrangigen Forderungen können nur angemeldet werden, wenn das Gericht die Gläubigerinnen und
Gläubiger ausdrücklich zur Anmeldung solcher Forderungen aufgefordert hat (§ 174 Abs. 3 InsO). Bei ihrer
Anmeldung ist auf den Nachrang hinzuweisen und die von der Gläubigerin oder von dem Gläubiger
beanspruchte Rangstelle zu bezeichnen.

5. Nachträgliche Forderungsanmeldung

Forderungen, die erst nach Ablauf der gerichtlich festgelegten Anmeldefrist angemeldet werden, können unter
Umständen ein zusätzliches Prüfungsverfahren erforderlich machen. Die Kosten der zusätzlichen Prüfung hat die
säumige Gläubigerinoder der säumige Gläubiger zu tragen (§ 177 Abs. 1 Satz 2 InsO).



6. Prüfung der Forderungen und Wirkung des Bestreitens (Widerspruch)

Die angemeldeten Forderungen werden im Prüfungstermin geprüft. Das Gericht kann die Durchführung der
Prüfung auch im schriftlichen Verfahren anordnen (§ 5 InsO). Im diesem Fall wird ein sog. Prüfungsstichtag
festgesetzt. Spätestens an diesemTag muss der schriftliche Widerspruch, mit dem ein Beteiligter eine zu prüfende
Forderung bestreitet, bei Gericht eingehen.

Zum Bestreiten einer angemeldeten Forderung sind die Insolvenzverwaltung, Schuldnerin oder Schuldner
sowie jede Insolvenzgläubigerin oder jeder Insolvenzgläubiger berechtigt. Die Forderungen können ganz oder
teilweise nach ihrem Betrag oder ihrem Rang bestritten werden. Haben Gläubigerinnen oder Gläubiger
vorgetragen, die Forderung stamme aus einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung der Schuldnerin
oder des Schuldners, aus" rückständigen ge- setzlichen Unterhalt, den die Schuldnerin oder der Schuldner
vorsätzlich pflichtwidrig nicht gwährt hat, oder sofern eine Steuerstraftat des Schuldner oder der Schuldnerin
nach den §§ 370, 373 oder 374 der Abgabenordnung zugrunde liegt. so hat die Schuldnerin oder der Schuldner
im Widerspruch zusätzlich anzugeben, ob dieser Vortrag bestritten wird.
Das Insolvenzgericht wird im Termin bzw. nach Ablauf des Prüfungsstichtages lediglich die abgegebenen
Erklärungen be-Urkunden. Für eine Entscheidung, ob ein Widerspruch begründet ist ist das Insolvenzgericht
nicht zuständig. Die Feststel-lung einer ganz oder teilweise bestrittenen Forderung ist auf dem Rechtsweg zu
betreiben, den die allgemeinen Gesetze hierfür vorsehen (vgl. § 184 InsO).
Wird eine Forderung'nicht oder nur von der Schuldnerin oder vom Schuldner bestritten, so gilt sie für das
weitere Insol-venzverfahren entsprechend der Anmeldung als festgestellt (§ 178 InsO). Bei angeordneter
Eigenverwaltung verhindertauch der Widerspruch der Schuldnerin oder des Schuldners die Feststellung der
Forderung (§ 283 Abs. 1 Satz 2 InsO). Der wirksame Widerspruch gegen eine angemeldete Fordemng hat
folgende Wirkungen (vgl. §§178-185 InsO):

Liegt für die Forderung bereits ein vollstreckbarer Schuldtitel vor (Urteil, notarielles Anerkenntnis,
Steuerbescheid u. ä.), so ist es Sache der oder des Bestreitenden, den Widerspruch mit den allgemein
zulässigen rechtlichen Mitteln weiter- zuverfolgen.

Liegt ein solcher Schuldtitel noch nicht vor, so obliegt es der vermeintlichen Gläubigerin oder dem
vermeintlichen Gläu- biger, die Feststellung der Forderung auf dem hierfür allgemein vorgesehenen
Rechtsweg zu betreiben. Die oder der Bestreitende muss also damit rechnen, dass wegen des
Widerspmchs Klage gegen sie/ihn erhoben wird.

7. Teilnahme an Gläubigerversammlungen, Vertretungsnachweis

Jede Gläubigerin oder jeder Gläubiger kann persönlich oder vertreten durch ihre/seine gesetzlichen Vertreter
am Prü- fungstermin oder an den sonstigen Gläubigen/ersammlungen teilnehmen.
Gläubiger können sich in der Gläubigen/ersammlung und im Prüfungstermin durch einen Rechtsanwalt als
Bevollmächtig-ten vertreten lassen. Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte gemäß § 79 Abs. 2 Satz 2 nur
vertretungsbefugt:

1. Beschäftigte der Partei oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes);
Behörden" und ju- ristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung
ihrer öffentlichen Aufgaben ge- bildeten Zusammenschlüsse können sich auch durch Beschäftigte anderer
Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer
öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüs- se vertreten lassen,

2. volljährige Familienangehörige (§ 15 der Abgabenordnung, § 11 des Lebenspartnerschaftsgesetzes),
Personen mit Befähigung zum Richteramt und Streitgenossen, wenn die Vertretung nicht im
Zusammenhang mit einer entgeltlichenTätigkeit steht,

3. Verbraucherzentralen und andere mit öffentlichen Mitteln geförderte Verbraucherverbände bei der
Einziehung von Forderungen von Verbrauchern im Rahmen ihres Aufgabenbereichs

4. Personen, die Inkassodienstleistungen erbringen (registrierte Personen nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des
Rechts- dienstleistungsgesetzes) im Mahnverfahren bis zur Abgabe an das Streitgericht, bei
Vollstreckungsanträgen im Verfah- ren der Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen wegen
Geldforderungen einschließlich des Verfahrens zurAbnahme der eidesstattlichen Versicherung und des
Antrags auf Erlass eines Haftbefehls, jeweils mit Ausnahme vqnVerfahrenshandIungen, die ein streitiges
Verfahren einleiten oder innerhalb eines streitigen Verfahrens vorzunehmensind.

Bevollmächtigte, die keine natürlichen Personen sind, handeln durch ihre Organe und mit der
Prozessvertretung beauf- tragten Vertreter.
Gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter oder Bevollmächtigte haben ihre Vertretungsberechtigung im Termin
nachzuwei- sen. Als Nachweis kann ein aktueller Handelsregisterauszug oder eine schriftliche Vollmacht
vorgelegt werden. Zusätzlichist der Personalausweis mitzubringen.

8. Information über das Ergebnis der Forderungsprüfung

Eine Pflicht, am Prüfungstermin teilzunehmen oder für eine Vertretung zu sorgen, besteht n[cht. Das Gericht
informiert allerdings nach der Forderungsprüfung nur diejenigen GIäubigerinnen und Gläubiger, deren
Forderungen ganz'oder teil- weise bestritten worden sind. Ihnen erteilt das Insolvenzgericht von Amts wegen



einen Auszug aus der Insolvenztabelle, aus dem das Ergebnis der Prüfung hervorgeht.

Gläubigerinnen und Gläubiger, deren angemeldete Forderungen weder von der Insolvenzverwaltung noch von
einer In- solvenzgläubigerin oder einem -gläubiger (noch von der Schuldnerin oder dem Schuldner im Falle der
Eigenverwaltung) bestritten worden sind, erhalten keine besondere Nachricht des Gerichts (§ 179 Abs. 3 InsO).

9. Hinweise zur Feststellung streitiger Forderungen

Im Prüfungsverfahren hat das Insolvenzgericht nur die Erklärungen der Beteiligten zu beurkunden. Ist die
angemeldete Forderung einer Insolvenzgläubigerin oder eines Insolvenzgläubigers im Insolvenzverfahren nicht
(vollständig) festge- stellt worden, so ist die Feststellung auf dem Rechtsweg zu betreiben, den die allgemeinen
Gesetze hierfür vorsehen (§§ 180, 185 InsO). Das Insolvenzgericht Ist insoweit nicht zuständig. Bei
Meinungsverschiedenheiten über Rang, Höhe oderRechtsgrund einer Forderung ist daher das Insolvenzgericht
nicht einzuschalten.

Zivilrechtliche Forderungen sind im ordentlichen Verfahren je nach Grund vor den Zivil- oder Arbeitsgerichten
geltend zu machen. Örtlich zuständig ist bei den Zivilgerichten ausschließlich dasjenige Gericht, in dessen
Bezirk das Insolvenzge- rieht liegt (§ 180 Abs. 1 InsO).
War zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens bereits ein Rechtsstreit über die Forderung anhängig, so ist
die Fest-stellung durch Aufnahme dieses Rechtsstreits zu betreiben (§ 180 Abs. 2 InsO; § 240 ZPO).
Obsiegt die Insolvenzgläubigerin oder der Insolvenzgläubiger mit der Klage, so hat diese Person beim
Insolvenzgericht unter Vorlage des rechtskräftigen Urteils die Berichtigung der Insolvenztabelle zu
(§183Abs. 2InsO).
Hat die Schuldnerin oder der Schuldner eine Forderung, für die ein vollstreckbarer Schuldtitel oder ein Endurteil
vorliegt, bestritten, so obliegt es der Schuldnerin oder dem Schuldner binnen einer Frist von einem Monat, die
mit dem Prü- fungsstichtag beginnt, den Widerspruch gegen die Forderung außerhalb des Insolvenzverfahrens
nach den allgemeinen Gesetzen zu verfolgen, [n diesem Fall hat die Schuldnerin oder der Schuldner dem
Insolvenzgericht die Verfolgung des Anspruchs nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Monatsfrist gilt ein
Widerspruch als nicht erhoben (§ 184 Abs. 2,
§ 201 Abs. 2, 3 InsO).
Die weiteren verfahrensrechtlichen Einzelheiten für das Vorgehen zur Feststellung streitiger Forderungen
ergeben sich aus den §§179-185 InsO.

10. Hinweise zur öffentlichen Bekanntmachung

l.".!orT.atic)n.?n- die das ]nsolvenzverfahren betreffen, werden teilweise auch öffentlich bekannt gemacht. Die
öffentliche Be- kanntmachung erfolgt nach § 9 Abs. 1 Satz 1 InsO i.V. m. § 2 InsOBekV durch eine'zentrale und
länderübergreifende Ver-öffentlichung im Internet auf der Seite: www.insolvenzbekanntmachungen.de. Welcher
Vorgang des Insolvenzverfahrensöffentlich bekanntzumachen ist, regelt das Gesetz im EinzeIfaTl. Insbesondere
werden folgende Informationen öffentlich bekannt gemacht:

. der Beschluss über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens,

. ab dem 1. Juli 2007 Beschlüsse über die Abweisung eines Insolvenzantrags mangels Masse,

. Beschlüsse über die Anordnung und Aufhebung von Sicherungsmaßnahmen durch das Gericht,

die Entscheidung über die Aufhebung oder die Einstellung des Insolvenzverfahrens,

. Beschlüsse über die Festsetzung der Vergütung des Insolvenzverwalters, des Treuhänders und der
Mitglieder desGläubigerausschusses,

. Terminbestimmungen,

. Ankündigung der Restschuldbefreiung,

. Erteilung oderVersagung der Restschuldbefreiung.

Die öffentliche Bekanntmachung hat die Wirkung einer Zustellung und ersetzt stets - auch in solchen Fällen, in
denen sie vom Gesetz nicht vorgeschrieben ist - die Einzelzustellung. Nach § 9 Abs. 3 InsO genügt die
öffentliche Bekanntmachungzum Nachweis der Zustellung an alle Beteiligten auch dann, wenn die InsO neben
ihr eine besondere Zustellung vor- schreibt. Weitere Informationen zur öffentlichen Bekanntmachung finden sich
auf dem Merkblatt zur öffentlichen Bekannt-machung im Internet (§ 9 InsO), abrufbar auf dem Justizportal des
Landes Nordrhein-WestfaIen unter https://www.justiz. nrw/BS/formulare/insoIvenz/index.php.
Steht ein Internetzugang nicht zur Verfügung, kann die Seite www.insolvenzbekanntmachungen.de auch bei
jedem Insol-venzgericht des Landes Nordrhein - Westfalen unentgeltlich eingesehen werden.
Weiterhin besteht die .Möglichkeit einen Ausdruck der auf dieser Seite veröffentlichen Bekanntmachungen, bei
jedem zuständigen Insolvenzgericht des Landes Nordrhein-Westfalen unentgeltlich zu erhalten, sofern ein
berechtigtes Interesse besteht.


